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Berathen oder nicht. 


Wie unſern Leſern bekannt iſt, haben wir uns dahin 
ausgesprochen, daß es richtiger wäre, wenn das in den 
nächſten Tagen zuſammentretende Abgeordnetenhaus ſich 
auf eine Berathung des ihm vorzulegenden Entwurfs 
des Staatshaushalts gar nicht einließe, da vorausſichtlich 
an eine en mit der gegenwärtigen Regierung doch 
nicht zu denken ſei. Auch andere Blätter der liberalen 
Partei und einzelne Mitglieder des Hauſes ſelbſt haben 
in dieſem Sinne geſchrieben und geſprochen. Dagegen iſt 
— gleichfalls aus der Mitte der Partei — Widerſpruch er⸗ 
oben worden und in einer kürzlich in Berlin abgehal⸗ 
tenen Versammlung einer Anzahl von Abgeordneten ſoll 
ſich die Mehrzahl der Anweſenden für die Budget⸗ 
berathung ausgesprochen haben. 
Aus diefen Thatſachen glaubt die Reaction Kapital 
machen zu können und in ihren Blättern leſen wir einen 
Sriumphartifel nach dem andern. Wer nichts als dieſe 
Artikel lieſt, ſollte wirklich glauben, die Mitglieder der 
Fortſchrittspartei ſeien fo an einander gerathen, daß der 
Streit nur durch einen Vernichtungskampf ausgetragen 
werden könne. Die Freude darüber iſt eben ſo groß, 
als ſie kurz ſein wird. Wir gönnen ſie der Kreuzzeitungs⸗ 
partei von ganzem Herzen, denn ſie hat einen Balſam 
nöthig für die tiefen Wunden, welche ihr durch den vor 
kurzem ausgefochtenen bittern Kampf zwiſchen dem Hrn. 
von Gerlach und dem Abgeordneten Wagener geſchlagen 
wurden. Für die Kreuzzeitungspartei iſt ein ſolcher 
Streit allerdings ſehr empfindlich. Sie ſteht und fällt 
mit dem Satze Stahl's: „Autorität, nicht Majorität!” 
(Anſehn, nicht Mehrheit! 

Weichen alſo einzelne Mitglieder dieſer Partei in 
ihren Anſichten von einander ab, ſo muß jeder ſuchen 
eine größere Autorität, ein größeres Anſehn als der 
andere zu gewinnen. Durch ſeine Gründe die Mehr⸗ 
heit der Partei auf ſeine Seite zu bringen, nützt ihm 
nichts, da ja das Weſen der Partei in der Nicht⸗ 
anerkennung der Mehrheit beſteht. Deßhalb muß 
jede Meinungsverſchiedenheit unter den Führern der 
Kreuzzeitungspartei in einen perſönlichen Streit ausarten 


und daher iſt es auch gekommen, daß Herr Wagener in 
ſeinem Streite mit Hrn. von Gerlach zu verſtehen gab, 
man müſſe dieſen als einen todten Mann betrachten. 
Zieht man nun noch die Schwäche der ganzen Partei 
in Betracht, ſo begreift es ſich, wie empfindlich derartige 
Streitigkeiten für dieſelbe ſein müſſen. Eine Spaltung 
kann die Partei ja gar nicht vertragen, ſonſt käme es ja 
bild bahin, daß jedes Mitglied eine Partei für fich allein 
ildete. f 
Weil es nun ſo böſe mit dieſer Partei ausſieht, To 
kann man es ihr nicht verdenken, wenn ſie ſich freut, 
daß es ihren Gegnern ebenſo ſchlecht geht. Freilich hat 
ſie in ihrer Freude aus der Mücke einen Elephanten 
gemacht. In der Fortſchrittspartei beſteht nämlich nicht, 
wie bei ihr, ein Streit über Grundſätze, ſondern nur eine 
Meinungsverſchiedenheit über den Weg, welcher in einem 
einzelnen beſtimmten Fall zur Erreichung des von Allen 
erſtrebten Zieles betreten werden ſoll. Außerdem iſt die 
Fortſchrittspartei noch dadurch im Vortheil, daß ſie den 
Grundſatz: die Mehrheit hat zu entſcheiden, an⸗ 
erkennt. Deßhalb werden die Meinungsverſchiedenheiten 
bei ihr durch Gründe, nicht durch perfönliche Kämpfe 
ir hab ' 

ir haben unſere Anſicht, daß dieſes Jahr das 
Staatshaushaltsgeſetz in auler Weft als bisher behan⸗ 
delt werden ſolle, gewiß erſt nach gründlicher Prüfung 
der ganzen Lage unſeres Vaterlandes gewonnen. Nichts 
deſto weniger werden wir uns ſehr hüten, die Mehrheit 
des Abgeordnetenhauſes, wenn ſie unſerem Rathe nicht 
folgen ſollte, als eine todte und zu begrabende Partei 
zu bezeichnen. Wir und alle diejenigen Parteigenoſſen, 
welche unſere Anſicht theilen, werden nie vergeſſen, daß 
der Befehlshaber, welchem die ganze Partei in dem 
gemeinſamen Kampfe zu folgen hat, kein anderer iſt als 
eben die Mehrheit der Erwählten des Volkes. Unter 
dieſem gemeinſamen Zeichen müſſen alle Streiter für 
die Volksrechte kmpfen. Von ihrer Ausdauer und Einig⸗ 
keit hängt der künftige Sieg ab. — Berathen oder nicht 
Berathen iſt eine Frage von untergeordneter Bedeutung 
gegenüber dem eigentlichen Palladium, dem Siegespreis, 
um welchen die ganze liberale Partei vereint kämpft und 


auch in Zukunft zu ftreiten hat. Dieſes Palladium aller 
Volkerechte iſt: j 
Das Geldbewilligungsrecht der Volksvertretung. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Von den Vorlagen, welche die Regierung dem 
in wenigen Tagen zufammentretenden Landtage machen wird, 
verlautet bis jetzt noch nichts genaueres weiter, als daß die 
Regierung das Budget vorlegen wird. Daß ſich daſſelbe 
nicht wesentlich von den Budgetvorlagen der letzten Jahre 
unterſcheiden wird, ſteht feſt. Man ſpricht außerdem davon, 
daß die Regierung eine Anleihe zum Zwecke der Erweiterung 
der Marine fordern werde. Auch die Vorlage eines 
Koalitionsgeſetzes erwartet man, aber da nicht voraus⸗ 
zuſehen iſt, daß die Regierung dieſes Geſetz ſo einrichten 
wird, wie es die Grundſätze richtiger Volkswirthſchaft ver⸗ 
langen, ſo darf man auch darauf nicht allzugroße Hoffnungen 
ſetzen. Ueber den Umſtand, daß die allgemein erſehnte Vor⸗ 
lage wegen Aufhebung der Wuchergeſetze nicht zu er⸗ 
warten iſt, ſprechen wir in einem beſonderen Artikel dieſer 
Nummer. 

Die Thronrede ſoll, wie man hier hört, rein formell 
offen ſein. Mit dieſer Nachricht ſchwindet natürlich die 

offnung aller derer, weiche glaubten, die Regierung werde 
noch in der letzten Seſſion des jetzigen Abgeordnetenhauſes 
verſuchen, durch ein Eingehen auf die Wünſche und For⸗ 
derungen der Maforität des Abgeordnetenhauſes, eine Bei⸗ 
legung des Konfliktes herbeizuführen. Wäre ſo etwas beab⸗ 
ſichtigt, ſo würde die Thronrede unzweifelhaft Andeutungen 
darüber enthalten. i 

Man erinnert ſich, daß die offiziöfen Schreiber fortwährend 
darauf aufmerkſam machten, wie reichliche Geldmittel bei der 
Regierung vorhanden ſeien, wie ſie, ſo zu ſagen, im Gelde 
ſchwimme. Damit ſtimmt ſehr ſchlecht die Nachricht überein, 
daß der Kronfideikommiß hier in Berlin alle von ihm auf 
Hypotheken ausgeliehenen Gelder gekündigt hat. Wie man 
ſagt, beläuft ſich die Summe auf mehr als 2 Mill. Thaler. 

Wir haben in unſerer vorigen Nummer den Umſtand 
berührt, daß der Abgeordnete des zweiten Berliner Wahl⸗ 
kreiſes, Dr. Johann Jacoby, wahrſcheinlich verhindert ſein 
wird, den erſten Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes beis 
zuwohnen. Wir hatten damals das Ende ſeiner Haft auf 
den 26. Februar d. J. angegeben. Das iſt ein Irrthum. 
Jacoby iſt am 26. Auguſt ins Gefängniß gegangen und 
endet ſeine ſechsmonatliche Haft, da jeder Monat nur zu 
dreißig Tagen gerechnet wird, ſchon am 22. Februar. An 
dieſem Tage muß er alſo entlaſſen werden. Es iſt nun aber 
während der Zeit ſeiner Haft ein zweites Urtheil, welches auf 
vierzehn Tage Gefängniß lautet, gegen ihn rechtskräftig gewor⸗ 
den, und es wird nun behauptet, Jacoby müſſe auch dieſe 
Strafe ſogleich abbüßen. Wir heben hervor, daß durch die 
nicht ganz klare Faſſung des Art. 84 der Verfaſſung es zwei ⸗ 
felhaft iſt, ob die Regierung einem Antrage des Hauſes auf 
Freilaſſung Jacoby's ſchon während der Dauer der erſten 
Haft Folge geben muß, aber was die zweite Strafhaft betrifft, 
ſo kann die Regierung dieſelbe nur dann anordnen, wenn 
das Abgeordnetenhaus ausdrücklich ſeine Geneh⸗ 
migung zu der Verhaftung Jacoby's giebt. Es 

reift in dieſem Falle ganz unzweifelhaft der Wortlaut des 
rt. 84 der Verfaſſung Platz, daß „kein Mitglied einer Kam⸗ 
mer ohne deren Genehmigung während der Sitzungs⸗ 
periode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung ver⸗ 
haftet werden könne“. Die „Verhaftung“ zur Strafabbũ 
fung liegt aber vor am 22. Februar in der Stunde, wo 
Jacoby, nach abgebüßter Strafe wegen Majeſtätsbelei⸗ 


digung, zu entlaſſen iſt. Er wird aufs Neue der 
Freiheit und damit ſeiner Wirkſamkeit als Mitglied der 
Landesvertretung entzogen — ob er zufällig ſich ſchon 
innerhalb der Mauern des Gefängniſſes Sehnbet, wäh⸗ 
rend man mit der Voll... ung der neuen Strafe gegen 
ihn vorgeht, kann in der Sache nicht den geringſten 
Unterſchied machen. Auch diejenigen alſo, welche es be⸗ 
zweifeln, ob die Unterbrechung einer ſchon angetretenen Strafe 
Seitens des Hauſes verlangt werden kann, werden zugeben 
müſſen, daß vor der neuen Strafvollſtreckung am 22. Februar 
die Regierung gehalten iſt, die Genehmigung des 
Hauſes nachzuſuchen. 

Oeſterreich. Man macht in Wien ganz ernftlich Anſtren⸗ 
gungen, ſich der Welt gegenüber als liberal zu zeigen. So 
iſt in der letzten Woche eine Amneſtie für die Venetia⸗ 
ner und ein Statut für das Königreich Venedig erſchienen. 
Welches der Inhalt des Statuts iſt, darüber verlautet noch 
nichts, aber man glaubt, daß durch daſſelbe den Venetianern 
eine Landesvertretung bewilligt worden iſt. Es wird dieſes 
Statut vielfach als eine Folge des franzöſiſch⸗ öſterreichiſchen 
Bündniſſes, von welchem jetzt fo viel die Rede tft, angeſehen. 
Oeſterreich bewilligt den Venetianern ein gewiſſes Maaß der 
Freiheit, um dadurch Frankreich die Möglichkeit zu gewähren, 
bei einem etwaigen Angriff Italiens auf Oeſterreich behufs 
Befreiung Venetiens, dieſem feine Unterſtützung zu verſagen. 
Ob es dadurch feinen Beſitzſtand in Italien dauernd fichern 
wird, ſcheint uns zweifelhaft. — Die Frage der Aus ſöh⸗ 
nung mit Ungarn iſt noch immer auf dem alten Flecke; 
trotz aller offigiöfen Verſicherungen des Gegentheils können 
wir doch die Vermuthung nicht unterdrücken, daß die Sache 
ſchließlich an der Finanzfrage ſcheitern wird. Zwar iſt das 
neue öſterreichiſche Budget ſo abgefaßt, daß man daraus auf 
eine bedeutende Beſſerung der Finanzlage ſchließen könnte, 
aber Kenner ſolcher Sachen meinen, das wirkliche Reſultat 
werde von der Vorlage ſehr bedeutend abweichen. Immerhin 
iſt aber der gute Wille, der fich bei allen Gelegenheiten zeigt, 
ſehr anzuerkennen, und gehört es nicht zu den Unmöglichkeiten, 
daß der Erfolg die wiederholten ernſtlich gemeinten Anſtrengun⸗ 
gen zur Herbeiführung beſſerer Zuſtände krönt. 

Spanien. In Spanien iſt ein Aufſtand ausgebrochen, 
über welchen wir hier eine kurze Skizze folgen laſſen. Wir 
bemerken aber dabei, daß alle Nachrichten mit der größten 
Vorſicht aufzunehmen ſind, da man beſonders in Paris das 
größte Intereſſe zeigt, dieſen Aufſtand als ganz unbedeutend 
darzuſtellen. Es iſt ſehr wohl möglich, daß die Nachrichten, 
welche wir über acht Tage unſeren Leſern mittheilen, ganz 
anders lauten werden. Schon jetzt wirft die Nachricht, daß 
Barcelona unruhig iſt, ein ſcharfes Licht auf alle Nach⸗ 
richten, welche den Stempel der Regierung tragen. , 

Der Aufſtand, welcher von dem General Prim geleitet 
wird, war nach allen frühern Nachrichten in der allgemeinen 
Stimmung und Lage begründet. Es herrſchte allgemeine 
Unruhe und Gährung, nur unterbrochen durch die Lobgeſänge 
der offiziellen Preſſe auf die „Ruhe im Königreiche“. — Da 
plötzlich flog am 3. d. M. Morgens 9 Uhr mit Blitzesſchnelle 
durch Madrid die Kunde, zwei Reiterregimenter, das eine 
in Aranjuez, das andere in Ocanna, hätten ſich in ver⸗ 
wichener Nacht empört und ſeien ohne ihre Oberſten, Oberſt⸗ 
lieutenants und einem Theil der andern Offiziere ausgerückt, 
man wiſſe nicht wohin. Einige Stunden ſpäter ward dieſe 
Nachricht vom Miniſterium beſtätigt, und nun fanden die 
übertriebenſten Gerüchte gläubige Ohren, es hieß: dieſe Re⸗ 
gimenter ſeien im Aumarſche auf Madrid; die Beſatzung von 
Alcala habe mit ihnen ſich bereits vereinigt, die von Sara⸗ 
goſſa, Barcelona und Valladolid hätten ſich gleichfalls erhoben, 


mehrere Generale ſtau.den an der Spitze und auch der Madrider 
Garniſon werde ſtark mißtraut. So war es 4 Uhr geworden, 
als General Zabala mit einer Kolonne von vier Bataillonen, 
vier Schwadronen und zwei Batterien von Madrid gegen die 
Aufſtändiſchen abzog, während eine ſtärkere Kolonne unter 
Serrano zum Nachſchube gebildet ward. Sämmtliche zu 
Madrid in der Disponibilitäk befindlichen Generale wurden 
ſofort am 3ten ins Kriegsminiſterium beſchieden: Prim 
fehlte. Indeß war eilends die Schloßwache verſtärkt worden. 
O Donnell eilte von Kaſerne zu Kaſerne und überall wurde 
der Ruf erlangt: „Es lebe die Königin!“ Im Kongreſſe 
gab Poſada Herrera Mittheilung von dem Aufſtande zweier 
Regimenter mit dem Zuſatze, die Regierung „rechne“ auf raſche 
Unterdrückung. Die Regierung traf indeß Vorkehrung, um 
in der Hauptſtadt bei der Teifeften Gefahr das Standrecht zu 
verkündigen. Die „Inſurgenten“ ſtanden, wie man in Madrid 
Abends erfuhr, am Morgen des Zten in Arganda, vier Weg⸗ 
ſtunden von der Hauptſtadt. Die Madrider Garniſon beſteht 
aus 6000 Mann Elitetruppen. — Mit der Ausführung der 
Vorſichtsmaßnahmen am z ten erfolgte ſchon die Proklamirung 
des Standrechts, die Schließung aller Vereine und die 
einftweilige Unterdrückung aller Oppoſitionsblätter; die Thea⸗ 
ter dagegen blieben noch offen. Als am 3ten der Miniſter 
des Innern in der Kammer die Inſurgenten als „Factioſe“ 
bezeichnete, rief der Fortſchrittsmann Signerola dem Miniſter 
zu, er möge doch nicht vergeſſen, daß er, jetzt Miniſter des 
nnern, im Jahre 1854 ganz genau durch dieſelben 
Mittel ſich zur Macht 4580 und daß die Ehr⸗ 
geizigen von heute es nur machten, wie es ihnen ſo oft vor⸗ 
gemacht worden ſei. Die Thatſache iſt richtig, aber die jetzt 
im Kabinet ſitzenden Empörer von 1854 wollten blos einen 
Sturz der Regierung, während die jetzige Bewegung direkt 
auf den Sturz der Königin Iſabella II. ſelbſt losgeht. 
Prim, ei kyrgetziger, "Tüyner und unrernkymender Mann, 
ſoll die Abſicht Ba en, fih zum „Regenten“ proklamiren zu 
laffen. — Die amtlichen Nachrichten aus Madrid können 
wir vollſtändig unberückſichtigt laſſen, da ſie den gewöhn⸗ 
lichen offiziellen Schnitt tragen. Dieſen Angaben zufolge 
müßte eigentlich ſchon jetzt Alles vorbei ſein. Wie lächerlich 
die offiziellen Bulletins abgefaßt ſind, geht daraus hervor, daß 
dieſelben regelmäßig mit der Phraſe ſchließen, daß Alles aus 
fei. So ſchließt das Telegramm vom 6. Januar: „Die auf⸗ 
ſtändiſche Bewegung findet nirgends Anklang, und die voll⸗ 
ſtändige Ruhe herrſcht in Madrid und in den Provinzen“; 
und das Telegramm vom 7. Januar: „Ju allen Provinzen 
herrſcht vollkommene Ruhe. General Prim irrt in der 
Mancha umher. Niemand zweifelt daran, daß der Aufſtand 
ſchnell erſtickt werden wird.“ Das Telegramm vom Sten 
ſpricht nicht mehr von „vollkommener Ruhe“, ſondern ſagt 
nur kurz, daß die Nachrichten „günſtig“ lauten. Nach dem 
Den e Telegramm ſollte Prim zuerſt in den Bergen 
von Cuenca, alſo im Quellgebiet des Zucar, an der Nord⸗ 
ſeite von Neucaſtilien, ſich konzentriren wollen; jetzt läßt man 
ihn fh „auf Andaluſien oder in die Berge von Toledo 
werfen. Die Berge von Toledo liegen auf der Südweſſtſeite 
von Neucaſtilien zwiſchen Tajo und Guadiana. Die inſur⸗ 
gie Beſatzung von Avila hatte die Feſtung Zamoru am 
Douro in Beſitz nehmen follen, fand jedoch die dortige Be⸗ 
ſatzung nicht geneigt, fie einzulaſſen, und ſtützt ſich jetzt auf 
die portugieſiſche Grenze. Dieſer Umſtand iſt in ſo fern 
wichtig, als ſchon lange der Plan beſteht, die ganze Halbinſel 
zu einem Reiche unter dem Szepter des Königs von Portugal 
zu vereinigen. Gelingt es Prim, Andaluſien zu erreichen, 
ſo iſt fein Sieg faſt gewiß, da die ganze Bevditerung dieſes 
Königreichs nur auf das Signal zum Aufftande wartet. 


Amerika. Die Beſeitigung der Mißſtände, welche der 
langjährige Bürgerkrieg zurückge 11 hat, ſchreitet ſehr ſchnell 
vorwärts. Vor allem richiet die Regierung ihre Aufmerkſam⸗ 
keit auf Herſtellung der Ordnung in den Finanzen. Die“ 
Ausgaben für das Heer find durch ſehr bedeutende Entlaſſungen 
der Truppen und durch Außerdienſtſtellen einer großen Anzahl 
von Schiffen auf ein Minimum herabgeſetzt, ſo daß ſchon jetzt ein 
ſehr bedeutender Theil der Einnahmen auf die Tilgung der 
Schuld verwandt werben kann. Wenn kein ſtörender Jwiſchen⸗ 
fall eintritt, jo wird die große Schuld von faft 4000 Milli⸗ 
onen Thalern, welche die Vereinigten Staaten zur Führung 
des Krieges aufgenommen hat, ſchon vor Ablauf dieſes Jahr⸗ 
hunderts getilgt fein. 

Dabei iſt freilich vorausgeſetzt, daß die mexikaniſchen 
Angelegenheiten ſich ordnen, ohne daß die Vereinigten 
Staaten einzuſchreiten brauchen. Es iſt dies aber auch ſehr 
wahrſcheinlich, denn der Kaiſer Napoleon ſcheint keine Nei⸗ 

ung zu haben, zur Erhaltung des Kaiſerthrons in Mexiko 

ſich in einen Krieg mit den Vereinigten Staaten einzulaffen. 
Er wird daher vorausſichtlich ſehr bald ſeine Truppen aus 
Mexiko zurückziehen, und den Kaiſer Max ſeinem Schickſal 
überlaſſen. 

Sehr erfreulich iſt es, wie jetzt in Waſhington die 
deutſche Sprache zur Geltung kommt. Im Kongreß iſt 
beantragt worden, den Kriegsbericht Grants auch in deutſcher 
Sprache drucken zu laſſen, und ein Antrag, die Botſchaft des 
Präfidenten auch deutſch drucken zu laſſen, welcher mit Hin⸗ 
weiſung auf den Patriotismus der Deutſchen in Amerika ge- 
ſtellt worden, wurde ohne Debatte angenommen. 


Beh’ Brod ich eſſe, dep’ Lob ich e. 

Mit obigem alten, wenn auch nicht ſchönen Epruche und 
nicht mit den Worten „Heer und Politik“ hätte billiger Weiſe 
der ſo bezeichnete Artikel in Nr. 51 der Prov. Corr. über⸗ 
ſchrieben werden ſollen. 

Der Artikel beginnt damit, „die Thatkraft und Geſchick⸗ 
lichkeit“ der Regierung in der auswärtigen Politik zu 
preiſen, behauptet ganz ungenirt, daß das preußiſche Volk 
dies faſt ausnahmslos anerkenne und ſchließt natürlich 
mit der Erklärung, daß die Armeereorganiſation unverändert 
aufrecht erhalten werden müſſe. — Auf letzteren Punkt 
wollen wir uns heute nicht weiter einlaſſen. Wir haben 
oft genug überzeugend nachgewieſen, daß unſer Heer durch 
die ſogenannte Reorganiſation nicht ſtärker geworden iſt, als 
es vorher war. Wie ſteht es aber mit den Erfolgen in der 
auswärtigen Politik? ; 

Die Prov. Corr. ſagt: „die ernften und aufrichti⸗ 
gen Politiker aller Parteien ſtimmen darin über 
ein, daß das Abkommen von Gaſtein ein bedeut⸗ 
ſamer Schritt vorwärts iſt auf dem Wege zur voll 
ſtändigen Erreichung der Ziele unſerer Schles⸗ 
wig⸗Holſteiniſchen Politik” 

„Welches Ziel die Regierung in dieſer Frage verfolge, dar⸗ 
über ſpricht ſich das Regierungsblatt nicht aus. Auch wir 
find außer Stande, es zu errathen, denn in unſerer früheren 
Vorausſetzung, daß fie Schleswig⸗Holſtein für Preußen er⸗ 
werben wolle, darin ſcheinen wir uns getäuſcht zu haben. 
Wenigstens find die Maßregeln des Gouvernements von 
Schleswig N daß ſie ſich mit einer ſolchen Abſicht 
nicht in Einklang bringen laſſen. Schon die Theilung beider 
Provinzen unter Preußen und Oeſterreich ſpricht dagegen. — 
Was war denn der Grund der langjährigen Streitigkeiten 
und des endlichen Krieges mit Dänemark? Die Abſicht der 
Dänen: Schleswig von Holſtein zu trennen und in Däne⸗ 
mark einzuverleiben. Wenigſtens bei unſerer Regierung, 
welche das Erbrecht des Herzogs von Auguſtenburg nicht 


anerkannte, war dies der einzige Grund. — Es iſt alſo in 
Folge des Gaſteiner Vertrages gerade das geſchehen, was 
durch einen blutigen Krieg verhindert werden ſollte. Außer⸗ 
dem hätte man doch denken ſollen, daß unſere Regierung, 
wenn ſie eine Anektirung der Herzogthümer im Auge hätte, 
es ſich angelegen ſein Taflen würde, ſich wenigſtens in Schles⸗ 
wig, ihrem Verwaltungsbezirk, die Zuneigung von deſſen 
Bewohnern zu erhalten oder zu erwerben und daher einen 
gewandten, liebenswürdigen Gouverneur hin ſenden werde. 

as iſt geſchehen? Es kam nach Schleswig ein General, 
dem zwar kein kriegeriſcher, wohl aber der Ruf vorausging, 
daß er der Miturheber der in Preußen nicht eben beliebten 
Armeereorganiſation ſei. Als er hinkam, war es ſein erſtes 
Geſchäft, mehrere große, oder wenigſtens lange Reden zu 
halten, von denen er ſelbſt mit ſoldatiſcher Offenheit einge⸗ 
ſtand, daß es erſte Verſuche in dieſer für ihn ganz neuen 
Thätigkeit des menſchlichen Geiſtes wären. Solche erfte Ber. 
ſuche in der Beredtſamkeit pflegt man im parlamentariſchen 
Leben Jungfernreden“ zu nennen und fie milde zu beurthei⸗ 
len. Folgen wir dieſem wohlwollenden Brauche und unter⸗ 
laſſen wir daher die Kritik dieſer Reden. Daß fie nicht eben 
geeignet waren, die Herzen der Schleswiger zu gewinnen, wird 
ohnehin Jeder zugeſtehen. 

Leider ſcheinen uns aber die Regierungshandlungen des 
neuen Gouverneurs von Schleswig noch weniger als ſeine 
Reden geeignet, die Gemüther der Schleswiger günſtig für 
Preußen zu ſtimmen. 

Er hat die beſtehenden politiſchen Vereine zum großen 
Theil aufgelöſt und neuerdings ſogar das Petitionsrecht den⸗ 
ſelben Beſchränkungen unterworfen, welchen es unter Däne ⸗ 
marks Herrſchaft unterlag. Durch ſolche Maßregeln kann 
die Regierung allerdings eins erreichen: nämlich, daß ſich 
allmählig die im Lande herrſchende Unzufriedenheit ihrer 
Kenntniß entzieht. Die Unzufriedenheit ſelbſt aber 
wird dadurch niemals beſeitigt, ſie greift viel⸗ 
mehr im Stillen weiter um ſich. Davon ſollte ſich 
doch die Regierung durch die allerjüngſte Vergangenheit 
überzeugt haben. as haben der däniſchen Regie⸗ 
rung dieſelben Verordnungen genützt, welche Herr 
von Manteuffel jetzt erneuert hat? — Sie haben 
ihr nur den Haß der Landeseinwohner und die Miß⸗ 
billigung der eiviliſirten Welt zugezogen. 22 

aß aber überhaupt zu ſolchen Erlaſſen eine Nöthigung 
da war, dieſe Thatſache allein ſpricht ſchon gegen 
die großen Erfolge der Regierung in der Herzog⸗ 
thümerfrage. In ſeiner allerneuſten Bekanntmachung ſagt 
der Gouverneur, er habe das Verbot erlaſſen, um poltiſche 
Agitationen zu verhindern. Alſo, nachdem ſo viele brave 
preußiſche Landeskinder ihr Blut für die Herzog⸗ 
thümer verſpritzt haben, ſind wir noch nicht ein⸗ 
mal ſo weit gekommen, den politiſchen Agi⸗ 
tationen ſeiner Bewohner ruhig zuſehen zu können! 
Freilich hat ein der Regierung befreundetes Blatt, die „Nordd. 
Allgem. Zeitung“ geſagt: Preußen ſei in Folge des Gaſteiner 
Vertrages in einer günſtigen Lage, weil es warten könne. 
Wir geſtehen aufrichtig, daß wir den Sinn dieſes Ausſpruchs 
nicht verſtehen. Worauf können wir denn warten? Die 
immer ſtärker werdenden Maßregeln des Schleswigſchen 
Gouvernements weiſen darauf hin, daß, je länger der pro⸗ 
viſoriſche Zuſtand in den Herzogthümern dauert, ſich die 
Sympathieen für unſere Regierung immer mehr vermindern. 
Worin beſtehen alſo die gerühmten Erfolge der auswärtigen 
Politik des Miniſteriums Bismarck? 


LC. Warum werden die Wuchergeſetze nicht aufgehoben? 

Die Hoffnung, daß die Regierung ernſtlich an eine Auf⸗ 
hebung der Wuchergeſetze denkt und den Verſuch machen werde, 
das Herrenhaus zur Annahme des betreffenden Gefeges zu 
bewegen, hat wieder einmal getäuſcht. Die Regierung hatte 
bekanntlich, und darauf gründete ſich die Hoffnung, im Lauf 
des vorigen Jahres von verſchiedenen Seiten, und darunter 
auch von den über das ganze Land verbreiteten landwirth⸗ 
ſchaftlichen Vereinen, Gutachten über den Werth reſp. Un⸗ 
werth der Wuchergeſetze eingefordert. Die Mehrzahl der Ver⸗ 
eine hat den Anforderungen der Wiſſenſchaft, wie ihrer eigenen 
Erfahrung Rechnung getragen und ſich für die Aufhebung 
dieſer Geſetze ausgeſprochen. In einigen wenigen hat man 
ſich von dem alten Irrthum, als ſei es überhaupt möglich, 
den Preis des Geldes geſetzlich zu reguliren, nicht frei machen 
können, und hat ſich gegen die Aufßebung der Wuchergeſetze 
ausgesprochen. Dieſe wenigen Stimmen, die aber in Krei⸗ 
ſen maßgebend ſind, die bei der eigenthümlichen Zuſammen⸗ 
ſetzung des Herrenhauſes doch dort den Ausſchlag geben, haben 
das Miniſterium, wie man ſagt, beſtimmt, dem Landtage 
keine Vorlage wegen Aufhebung der Wuchergeſetze zu machen. 
Wir halten es für unnöthig, noch einmal hier die wirthſchaft⸗ 
liche Schädlichkeit der Wuchergeſetze auseinander zu ſetzen, 
oder darauf hinzuweiſen, wie jetzt, nachdem durch das Handels⸗ 
geſetzbuch für den kaufmänniſchen Verkehr die Zinsbeſchrän⸗ 
kungen vollſtändig gefallen ſind, es vorzugsweiſe der 
Stand der Grundbeſitzer iſt, welcher unter dem 
Druck der Wuchergeſetze leidet. Man hätte nun glau⸗ 
ben ſollen, daß gerade in dieſem Stande keine große Oppo⸗ 
fition gegen die Aufhebung dieſer Geſetze ſtattfindet, und 
man hätte beſonders erwarten ſollen, daß die Geldverhältniſſe 
der letzten Monate eine heilſame Lehre in diefer Beziehung 
ſein würden. Daß dem nicht ſo war, daß dieſer Ueberreſt 
einer längſt aufgegebenen wirthſchaftlichen Anſchauung bei uns 
noch immer fortexiſtiren kann, dafür haben wir den Grund 
in der Haltung der preußischen Bank zu ſuchen, welche die 
Beſtimmung über die Lombard⸗Darlehne, nach welcher Kauf⸗ 
leute ſolche Darlehne nur, der Lage des Geldmarktes an⸗ 
gemeſſen, zu 7 Proz., Nichtkaufleute dagegen, mit Rückſicht 


auf die Wuchergeſetze, zu 6 Proz. erhalten ſollen, in der 


Praxis ſo zur Ausführung gebracht zu haben ſcheint, daß ſie 
wirklich Nichtkaufleuten Geld zu 6 Proz. gegeben hat. Man 
hatte allgemein angenommen, daß dies nicht der Fall ſein 
würde, da man doch nicht glauben konnte, die Bank werde 
an Nichtkaufleute Geld zu einem billigeren Preiſe geben, 
als an andere Perſonen. Da dies doch geſchehen iſt, ſo 
waren auch die Grundbeſitzer, Dank den Wuchergeſetzen, in 
der Lage, ſich Geld unter dem marktgängigen Preiſe 
zu verſchaffen, und man wird es erklärlich finden, daß ſie 
nicht für die Aufhebung ſolcher Geſetze ſchwärmen. Die 
Sache kann ſich jedoch ſehr bald ändern. Die Folgen dieſes 
Verfahrens haben ſich in den Kaſſen der Bank bemerkbar gemacht, 
und die Verwaltung hat ſich gensthigt geſehen, eine große Anzahl 
ſolcher zu 6 Proz. begebenen Lombard⸗Darlehne zu kündigen. 
Hoffentlich bleibt dieſe Kündigung nicht nur auf Berlin 
beſchränkt, ſondern ſie trifft alle Schuldner der Bank 
gleichmäßig, alſo auch die großen Grundbeſitzer auf dem 
Lande. Dann wird es, davon ſind wir überzeugt, den Grund⸗ 
beſitzern ſehr ſchwer werden, Geld zu bekommen, ſie müßten ſich 
denn bequemen, außer dem marktgängigen Zinsfuß auch noch 
eine Prämie für die Strafe, welche den Darleiher möglicher 
Weiße wegen Verletzung der Wuchergeſetze treffen könnte, zu 
bezahlen. Vielleicht überzeugt ſie das dann endlich von der 
Schädlichkeit der Wuchergeſetze. 


